E cin nr Br N" 2 * N 8 


— 2 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 25. 


(Nr. 7864.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und 
Korrigendenweſens in der Provinz Poſen. Vom 29. Juli 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und Korri⸗ 
gendenweſens in der Provinz Posen, auf Grund des F. 28. des Geſetzes vom 
8. März 1871., betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unter- 
ſtützungswohnſitz, nach Anhörung des Provinziallandtages, was folgt: 


N . 

Der für die Provinz Poſen beſtehende Landarmenverband umfaßt die 
Regierungsbezirke Poſen und Bromberg und wird in ſeinen gegenwärtigen 
Grenzen auch ferner beibehalten. 

§. 2. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes mit Ein- 
ſchluß der Korrektionsanſtalt zu Koſten wird vom 1. Januar 1872. ab dem 
eee von Poſen übertragen. 

ieſe Verwaltung wird unter Aufſicht und nach den Beſchlüſſen des 
Provinziallandtages von einer beſonderen öffentlichen Behörde unter der Bezeich- 
nung „Landarmendirektion der Provinz Poſen“ geführt. Die Landarmen⸗ 
| direktion hat in der Stadt Poſen ihren Sitz und Gerichtsſtand und befteht mit 
| Einſchluß des vorſitzenden Direktors aus fünf Mitgliedern. 


§. 3. 

Der vorſitzende Direktor iſt von dem Provinziallandtage für den Zeitraum 
von ſechs Jahren zu wählen und vom Könige zu beſtätigen. 8 

Seine Beſoldung wird von dem Provinziallandtage feſtgeſetzt. Er hat 
ſeinen Wohnſitz in der Stadt Poſen zu nehmen. Er wird vom Oberpräſidenten 
beeidigt und in ſein Amt eingeführt. i 

In Fällen der Abweſenheit oder Behinderung wird der vorſitzende Direktor 
durch ein mit Genehmigung des Oberpräfidenten vom Provinziallandtage im 
Voraus zu beſtimmendes anderes Mitglied der Direktion vertreten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 25. Auguſt 1871. 
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Die vier übrigen Mitglieder der Direktion, von welchen wenigſtens eins 
ebenfalls ſeinen Wohnſitz in der Stadt Poſen haben muß, werden gleichfalls 
durch den Provinziallandtag gewählt. 

Die Wahl erfolgt jedesmal für ſechs Jahre. 

Für jedes der vier Mitglieder wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, 
welcher jedoch in der Regel nur für den Fall länger dauernder Verhinderung 
oder des gänzlichen Ausſcheidens deſſen, für den er eintreten ſoll, berufen wird 
und in letzerem Falle deſſen Stelle bis zur nächſten Wahl behält. — Die Wahl 
ſowohl des vorſitzenden Direktors als der übrigen Mitglieder der Landarmen⸗ 
direktion iſt nicht auf die Mitglieder des Provinziallandtages beſchränkt. 


$. 5. 

Der vorſitzende Landarmendirektor führt die laufenden Geſchäfte der Ver⸗ 
waltung. Er bereitet die Beſchlüſſe der Landarmendirektion vor und trägt für 
die Ausführung derſelben Sorge. 

Er vertritt den Landarmenverband nach Außen, verhandelt Namens 
ee mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet 
alle Schriftſtücke. Alle Urkunden, in denen Verpflichtungen für den Landarmen⸗ 
verband übernommen werden, ſind außer von dem Vorſitzenden noch von einem 
zweiten Mitgliede der Landarmendirektion zu zeichnen. 

Er führt bei den Berathungen der Landarmendirektion den Vorſitz mit 
vollem Stimmrechte und giebt bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. Zur Be⸗ 
ſchlußfähigkeit der Landarmendirektion iſt die Anweſenheit von wenigſtens drei 
Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden erforderlich. 


$. 6. 

Inwieweit die Landarmendirektion die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages zu erwirken hat, imgleichen die 
Abgrenzung der Befugniſſe des vorſitzenden Landarmenditektors gegenüber denen 
des Kollegiums der Landarmendirektion im Einzelnen, ſowie der Geſchäftsgang 
und die Büreaueinrichtung der Landarmendirektion wird durch ein beſonderes 
von dem Provinziallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu 
erlaſſendes Reglement feſtgeſtellt, in welchem auch das Erforderliche über die 
den Mitgliedern zu gewährende Entſchädigung für Reiſekoſten zu beſtimmen iſt. 


7 
Die Kaſſenverwaltung des geſammten Landarmenfonds wird bis auf 
Weiteres von der Provinzial⸗Inſtitutenkaſſe zu Poſen nach den für letztere be- 
ſtehenden Beſtimmungen geführt. 
$. 8. 


Die Verwaltung der Korrektionsanſtalt zu Koſten wird, unter gleichzeitiger 
Aufhebung des auf Grund des Landtagsabſchiedes vom 29. Juni 1835. a 
e⸗ 
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Reglements für die Zwangs- und Beſſerungsanſtalt in Koſten vom 17. Dezember 
1835. (Poſener Amtsblatt für 1836. S. 33.), durch ein von dem Provinzial⸗ 
landtage zu beſchließendes und von dem Miniſter des Innern zu genehmigendes 
beſonderes Reglement geordnet. 

. 


Die Landarmendirektion hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe die 
Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege und das 
Korrigendenweſen durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$. 10. 


Die ſtändiſchen Landarmenbehörden find befugt, in Angelegenheiten ihres 
Geſchäftskreiſes die Kreis- und die Ortsbehörden zu requiriren. 


3 8 


Die ſtaatliche Dberaufficht über die geſammte Verwaltung des Landarmen⸗ 
und des Korrigendenweſens führt der Oberpräſident. 

Derſelbe iſt befugt, über alle Gegenſtände der Verwaltung Auskunft zu 
erfordern und an den Berathungen der Landarmendirektion entweder ſelbſt oder 
durch einen zu ſeiner eg: abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 

Er hat Beſchlüſſe der Landarmendirektion, welche die Befugniſſe derſelben 
überſchreiten oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern eine das 
Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung begründende ſchriftliche Eröffnung an die 
Landarmendirektion fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Aus⸗ 
führung dem Miniſter des Innern einzureichen. Dem Oberpräſidenten iſt dem⸗ 
gemäß von den Sitzungen der Landarmendirektion unter Angabe der Berathungs⸗ 
gegenſtände durch den Vorſitzenden zeitig Anzeige zu machen; auch iſt ihm auf 

fordern Ausfertigung der Direktionsbeſchlüſſe vorzulegen. 


$. 12. 


Mit dem im $. 2. gedachten Zeitpunkte tritt das vorläufige Regulativ über 
die Verwaltung des Landarmenweſens der Provinz Poſen vom 13. Oktober 1843. 
(Poſener Amtsblatt S. 399.) außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 29. Juli 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 7865.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. Auguſt 1871., betreffend die Kreis-Synodalordnung 
für die evangeliſchen Gemeinden im Bezirk des Konſiſtoriums zu Wies⸗ 
baden, ſowie die Berufung der Kreisſynoden für dieſen Bezirk. 


A Ihren Bericht vom 21. v. M. habe Ich, in Gemäßheit Meines Erlaſſes 
vom 27. Auguſt 1869. (Geſetz-Samml. von 1869. S. 1024.) nach erfolgter 
Einführung der kirchlichen Gemeindeordnung für die evangeliſchen Kirchengemein⸗ 
den im Bezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, der von dem Konſiſtorium 
entworfenen, anbei zurückerfolgenden Kreis⸗Synodalordnung Meine Genehmigung 
ertheilt. Ich beauftrage Sie, die alsbaldige Berufung der Kreisſynoden zu ver- 
anlaſſen und denſelben den von dem Konſiſtorium aufgeſtellten Entwurf einer 
Bezirks⸗Synodalordnung zur Begutachtung vorzulegen. Ueber das Ergebniß 
dieſer Berathungen ſehe ich Ihrem weiteren Berichte entgegen. e 

Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt der Anlage durch die Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichen. 

Homburg v. d. H., den 9. Auguſt 1871. 


Wilhelm. 


’ v. Mühler. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Kreis-Synodalordnung 
für die 
evangeliſchen Gemeinden im Bezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden. 
Vom 9. Auguſt 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Miniſters der geiſtlichen sc. Angelegenheiten, 
für die evangeliſchen Kirchengemeinden im Bezirk des Konſiſtoriums zu Wie: 
baden, was folgt: 

F. 1. 


In jedem aus der Geſammtheit mehrerer Pfarrgemeinden gebildeten 
Kirchenkreiſe finden regelmäßige Kreisſynoden ſtatt, deren Aufgabe es iſt, die 
kirchlichen Intereſſen der zu ihnen verbundenen Gemeinden zu fördern und zu 
vertreten. Als ſolche Synodalverbände ſollen die nachfolgend unter pos. 1—13. 


ge⸗ 
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ren Kirchenkreiſe beſtehen: 1) die Dekanate Cronberg und Wallau; 2) die 
ekanate Diex und Runkel; 3) das Dekanat Eee e 4) die De⸗ 
kanate Idſtein und Kirberg; 5) die Dekanate L. Schwalbach und Naſſau; 6) die 
Dekanate Naſtätten und St. Goarshauſen; 7) die Dekanate Marienberg und 
Selters; 8) das Dekanat Weilburg; 9) die Dekanate Wiesbaden (Stadt) und 
Wiesbaden (Land); 10) das Dekanat Ufingen; 11) das Dekanat Biedenkopf; 
12) das Dekanat Gladenbach; 13) das Dekanat Homburg. 
Aenderungen dieſer Kirchenkreiſe können nach Anhörung der Kreisſynoden 
von der Bezirksſynode beſchloſſen werden und bedürfen der Beſtätigung des 
Konſiſtoriums. 


$. 2. 


Die Kreisſynode beſteht aus ſämmtlichen, ein Pfarramt oder eine Kaplanei 
innerhalb des Kirchenkreiſes definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiſtlichen und 
aus ſo vielen von den weltlichen Kirchenvorſtehern aus ihrer Mitte gewählten 
Deputirten, als die betreffende Pfarrgemeinde geiſtliche Mitglieder der Kreis- 
ſynode zählt. Umfaßt eine Pfarrgemeinde zwei oder mehrere Kirchengemeinden, 
ſo treten zum Zweck der Wahl die Kirchenvorſteher am Pfarrorte zuſammen. 
Wird eine Pfarrgemeinde nur vorübergehend von dem Pfarrer einer anderen 
Gemeinde mitverwaltet, ſo haben ihre Kirchenvorſteher in beſonderer Wahl einen 
Deputirten zu wählen. Für jeden Deputirten iſt ein Stellvertreter zu wählen. 
Die Wahl geſchieht auf drei Jahre. Militairpfarrer, Anſtaltsgeiſtliche, erdinirte 
Religionslehrer und Hülfsgeiſtliche innerhalb des Kirchenkreiſes wohnen der Sy⸗ 
node mit berathender Stimme bei. 


$. 3. 


Jeder Kreisſynode iſt ein Kreisſynodalvorſtand vorgeſetzt, welcher aus dem 
Dekan als Vorſitzendem und aus zwei von der Kreisſynode aus ihrer Mitte auf 
drei Jahre gewählten Beiſitzern beſteht, von denen der eine aus den Pfarrern, der 
andere aus den Deputirten gewählt wird. So lange noch ein Kirchenkreis aus 
zwei Dekanaten beſteht, iſt der älteſte Dekan Präſes des Synodalvorſtandes und 
der andere Dekan Stellvertreter deſſelben und zugleich geborenes Mitglied des 
Vorſtandes. In dieſem Fall iſt ein zweites weltliches Mitglied aus den Depu- 
tirten zu wählen, ſo daß eine ſolche Kreisſynode außer den beiden Dekanen noch 
einen Pfarrer und zwei weltliche Deputirte zum Vorſtande hat. Für jeden Bei⸗ 
ſitzer iſt ein Stellvertreter zu wählen. Der älteſte geiſtliche Beiſitzer iſt der 
Stellvertreter des Dekans, wenn kein zweiter Dekan vorhanden iſt. 


$. 4. 
Zum Geſchäftskreiſe der Kreisſynode gehört: 

1) die Prüfung der Mandate ihrer Mitglieder; 

2) die Entgegennahme des Jahresberichtes des Dekans über die kirchlichen 
und ſittlichen Zuſtände des Kirchenkreiſes, über die ſtattgehabten Ver⸗ 
änderungen unter den Geiſtlichen, über das chriſtliche Vereinsweſen u. ſ. w., 
ſowie über die vorgenommenen Kirchenviſitationen; 

(Nr. 7865.) 3) Er: 
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3) Erwägung der den kirchlichen und ſittlichen Zuſtand des Kirchenkreiſes 
betreffenden Erfahrungen und Bedürfniſſe, beſonders in Beziehung auf 
Gottesdienſt, Religionsunterricht, Katechismuslehre, Sittenzucht und kirch⸗ 
liche Armenpflege 


4) Berathung von Anträgen an die Bezirksſynode über alle kirchlichen 
Gegenſtände, worüber die Beſchlußnahme der Bezirksſynode zuſteht; 


5) die Mitaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und Kirchenbeamten, 
ſowie über die Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter des Kirchenkreiſes; 


6) Berathung und Begutachtung der von dem Konſiſtorium oder dem Vor⸗ 
ſtande der Bezirksſynode gemachten Vorlagen; 


7) die Theilnahme an der Aufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und 
Kirchenvermögens der Gemeinden des Kirchenkreiſes nach Maßgabe der 
zu erlaſſenden Verwaltungsordnung; 


8) die Beſtimmung der Zahl der Kirchenvorſteher und deren etwaige Ver⸗ 
theilung auf die einzelnen Theile der Gemeinde ($. 6. der Kirchen 
gemeinde - Ordnung); * 


9) Mitwirkung bei der Aufſtellung beſonderer Gemeindeſtatuten (§. 24. der 
Kirchengemeinde - Ordnung); 


10) Mitwirkung bei der Veränderung von Kirchenkreiſen ; 
11) die Verwaltung der Kreisſynodalkaſſe; 


12) die Wahl der Beiſitzer des Kreisſynodal-Vorſtandes und die Wahl der 
Deputirten zur Bezirksſynode. 


§. 5. 

Der Vorſtand der Kreisſynode hat die Aufgabe, unter Leitung des Präſes 
die Synodalgeſchäfte zu führen, für die Redaktion und die Beglaubigung der 
Synodalprotokolle zu ſorgen, dieſelben an das Konſiſtorium einzuſenden, die von 
dem Konſiſtorium beſtätigten Beſchlüſſe zu vollziehen und die Vorlagen für die 
nächſte Kreisſynode vorzubereiten. Weiter gehört zu ſeinen Obliegenheiten: die 
Vermittelung etwaiger Zwiſtigkeiten zwiſchen der Gemeinde und ihren Geiſtlichen 
und Kirchendienern; — die Rekursentſcheidung über die Erheblichkeit der Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe der Ablehnung der Wahl Seitens der als Kirchenvorſteher 
Gewählten (F. 8. der Gemeindeordnung); — die formelle Prüfung des Wahl⸗ 
verfahrens der Kirchenvorſteher und der größeren Gemeindevertretung (§§. 10. 
und 19. der Kirchengemeinde Ordnung); — die Mitwirkung bei dem Disziplinar⸗ 
verfahren gegen Kirchenvorſteher ($. 14. der Kirchengemeinde-Ordnung); — die 
Genehmigung zur Vertheilung der Gemeindevertreter auf einzelne Abtheilungen 
der Gemeinde ($. 19. der Kicchengemeinde-Ordnung); — die vorläufige Entſchei⸗ 
dung ſolcher Angelegenheiten, die zum Geſchäftskreiſe der Kreisſynode gehören 
und einer ſofortigen Erledigung bedürfen. Solche vorläufige Entſcheidungen 
müſſen der nächſten Kreisſynode zur definitiven Beſchlußfaſſung vorgelegt Eh 
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5 $. 6. 

Die Kreisſynode verſammelt ſich in der Regel jährlich einmal an dem von 
ihr beſtimmten Orte. Die Berufung geſchieht durch den Präſes mit Angabe 
der Tagesordnung wenigſtens vier Wochen vor der Zuſammenkunft. Außer⸗ 
ordentliche Verſammlungen werden von dem Konfiftorium im Falle des Bedürf- 
niſſes, deſſen Anregung auch von dem Synodalvorſtande ausgehen kann, berufen. 
Der Präſes eröffnet und ſchließt die Verhandlungen mit Gebet. Er leitet die⸗ 
ſelben unter Beihülfe des Synodalvorſtandes. Es können nur kirchliche Gegen⸗ 
ſtände, die nach §. 4. zum Geſchäftskreiſe der Kreisſynode gehören, berathen 
werden. Die Dauer der Verſammlung iſt auf Einen Tag beſchränkt. 


5 


ERICH 
Zur Beſchlußfähigkeit der Synode ift die Anweſenheit von zwei Dritteln 
ihrer Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt, dergeſtalt, daß Propoſitionen, welche nicht die abſolute Stimmenmehrheit 
erhalten, für abgelehnt gelten. Wahlhandlungen jedoch ſind, wenn zunächſt 
relative Majoritäten ſich herausſtellen, durch engere Wahlen bis zur Erreichung 
einer abſoluten Majorität fortzuſetzen. 


§. 8. 

Wie für die einzelnen Gemeinden, ſo können auch für die Kreisſynoden 
beſondere, der Kirchenordnung nicht widerſprechende Einrichtungen getroffen wer⸗ 
den. Solche ſtatutariſche Beſtimmungen ſind von der verſammelten Kreisſynode 
zu beſchließen und bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Anerkennung der Be⸗ 
zirksſynode und der Beſtätigung des Konſiſtoriums. 

Sg 

Die Mitglieder der Kreisſynoden erhalten während der Theilnahme an der 
Verſammlung Tagegelder und Reiſekoſten. Die Tagegelder für die Mitglieder 
der Kreisſynoden werden auf 1 Rthlr. 15 Sgr. beſtimmt. Die Synodalen, 
welche am Ort der Synode wohnen, empfangen nur 1 Rthlr. Diäten. An 
Reiſekoſten erhalten die Synodalen 72 Sgr. für jede Meile per Eiſenbahn, 
Dampfſchiff oder per Poſt; 20 Sgr. für jede Meile, welche nicht auf dieſe Weiſe 
zurückzulegen iſt. Außerdem erhalten die Vorſtände der Kreisſynode zur Be⸗ 
ſtreitung der Büreau⸗ und ſonſtigen Koſten ein Pauſchquantum. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Homburg v. d. H., den 9. Auguſt 1871. 


(I. S.) Wilhelm. 
v. Mühler. 


(Nr, 78657866.) (Nr. 7866.) 


(Nr. 7866.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten 
Statuts der Korporation der Kaufmannſchaft zu Danzig vom 24. Mai 
1871. Vom 16. Auguſt 1871. 


D Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 5. v. M. 
das von der Korporation der Kaufmannſchaft zu Danzig am 24. Mai d. J. 
beſchloſſene revidirte Statut dieſer Korporation zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Danzig bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 16. Auguſt 1871. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


